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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. Mai 1967 

II/l — 68070 — 5538/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar-/Wirtschaftspolitik in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats über die Aussetzung der Anwen- 
dung des Artikels 14 und über die Änderung des Artikels 18 
der Verordnung Nr. 160/66/EWG vom 27. Oktober 1966 

eine Verordnung des Rats zur Ergänzung der Verordnung 
Nr, 160/66/EWG vom 27, Oktober 1966 durch einen Artikel 
für den Erlaß besonderer Vorschriften für den Warenver- 
kehr zwischen den Mitgliedstaaten und bestimmten Staaten, 
Ländern oder Gebieten. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 25. bzw. 26. April 1967 dem Herrn 
Präsidenten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten 
Kommissions Vorschlägen ist vorgesehen; die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Bechlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information werden gleichzeitig die von der Kommission 
zu ihren Vorschlägen übermittelten Begründungen beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buckdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfack 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Aussetzung der Anwendung des Artikels 14 und über 
die Änderung des Artikels 18 der Verordnung Nr. 160/66/EWG 

vom 27. Oktober 1966 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 14 Absatz 7, 28, 92 bis 94, 111 folgende 
und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

In einigen Mitgliedstaaten findet gegenwärtig 
eine Regelung Anwendung, wonach der Betrag der 
Erstattung bei der Ausfuhr auf Grund der tatsäch- 
lichen Zusammensetzung der ausgeführten Waren 
bestimmt wird. 

Durch die Verordnung des Rats Nr. . . ./67/EWG 

vom wurden unter Berücksichtigung 

der von ihm festgelegten Zollspezifikationen die 
Richtmengen für die unter die Verordnung Nr. 160/ 
66/EWG über die Einführung einer Handelsregelung 
für bestimmte landwirtschaftliche Verarbeitungs- 
erzeugnisse fallenden Waren festgelegt. Die bei der 
Einfuhr dieser Waren anwendbaren beweglichen 
Teilbeträge werden entsprechend ihrer festgelegten 
pauschalen Zusammensetzung berechnet. 

Nach dem Wortlaut von Artikel 14 der Verord- 
nung Nr. 160/66/EWG darf der Erstattungsbetrag, 
den ein Mitgliedstaat für Grunderzeugnisse oder 
diesen gleichgestellte Erzeugnisse bei der Ausfuhr 
dieser Waren nach dritten Ländern gewahrt, den be- 
weglichen Teilbetrag, der bei der Einfuhr der glei- 
chen Erzeugnisse aus diesen Ländern anwendbar ist, 
nicht überschreiten. 

Jedoch wird der Rat in Anwendung seiner Ent- 
schließung vom 27. Oktober 1966 über die finan- 
zielle Verantwortung der Gemeinschaft für die 
landwirtschaftlichen Grunderzeugnisse, die zu nicht 
unter Anhang II fallenden Waren verarbeitet und 
nach dritten Ländern ausgeführt werden, im Rah- 
men seiner Verordnungen über die gemeinsamen 
Marktorganisationen eine grundsätzliche Regelung 
über die Gewährung von Erstattungen bei der Aus- 
fuhr nach Drittländern für die in den betroffenen 
Waren enthaltenen Grunderzeugnisse oder deren 
Verarbeitungserzeugnisse erlassen und die Merk- 
male zur Festsetzung ihres Betrages bestimmen. 
Die Anwendung dieser Bestimmungen ist für den 
1. Juli 1967 vorgesehen, wenn auch die grundsätz- 
liche Regelung und die Merkmale für die Fest- 
setzung noch nicht bestimmt worden ist. 


Durch die Verordnung Nr. 61/67/EWG des Rats 
ist der Zeitpunkt der Anwendung der durch die Ver- 
ordnung Nr. 160/66/EWG eingeführten Handelsrege- 
lung auf den 1. Juni 1967 verschoben worden. Da- 
durch wird dieser Zeitpunkt von dem Inkrafttreten 
der vom Rat in Anwendung seiner Entschließung 
vom 27. Oktober zu erlassenden Bestimmungen nur 
durch einen kurzen Zeitraum getrennt. 

Einige Mitgliedstaaten müßten infolgedessen 
zweimal in kurzen Abständen ihre Regelungen über 
die Ausfuhrerstattungen ändern. Die Sachlage 
würde Schwierigkeiten für den Handel mit sich brin- 
gen und Störungen bei den laufenden Ausfuhren 
der Waren verursachen, deren wirkliche Zusammen- 
setzung an Grunderzeugnissen höher ist als die fest- 
gelegten Richtmengen. Es ist daher angebracht, die 
Mitgliedstaaten zur Aufrecliterhaltung ihrer bisher 
angewandten Regelungen bis zur Ausführung der 
Entschließung des Rats vom 27. Oktober 1966 zu 
ermächtigen. 

Die Erfüllung der Zollförmlichkeiten für die unter 
die Verordnung Nr. 160/66/EWG fallenden Waren 
kann mehrere Tage in Anspruch nehmen. Dabei 
können sich unterschiedliche Beträge der in Arti- 
kel 3 und 10 dieser Verordnung vorgesehenen An- 
gaben, je nachdem, ob der Beginn oder die Beendi- 
gung der Zollförmlichkeiten für die Berechnung 
maßgebend ist, ergeben. Es ist deshalb notwendig, 
den maßgebenden Zeitpunkt für die Berechnung der 
auf die betreffenden Waren anwendbaren Abgabe 
festzulegen, insbesondere wenn diese Waren nach 
dem Verbringen in den einführenden Mitgliedstaat 
zu einem Zollagerverfahren abgefertigt werden, bei 
dem für die Abgabenberechnung für die einge- 
lagerten Waren je nachdem der Zeitpunkt der Ab- 
gabe des Zollantrags zur Einlagerung oder der Zeit- 
punkt der Auslagerung in den zollamtlich nicht 
überwachten freien Verkehr maßgebend sein kann. 
Artikel 18 der Verordnung Nr. 160/66/EWG muß 
deshalb abgeändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Anwendung von Artikel 14 der Verordnung 
Nr. 160/66/EWG des Rats vom 27. Oktober 1966 zur 
Einführung einer Handelsregelung für bestimmte 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 24. März 1967, S. 837/67 
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landwirtsdiaftlidie Verarbeitungserzeugnisse wird 
bis zum 30, Juni 1967 ausgesetzt. 

Artikel 2 

Artikel 18 der Verordnung Nr. 160/66/EWG des 
Rats vom 27, Oktober 1966 wird wie folgt geändert: 

„Artikel 18 

i. Der maßgebende Zeitpunkt zur Bestimmung 
der Abgaben, die gemäß der Artikel 3 und 10 auf 
die unter diese Verordnung fallenden Waren zu 
erheben sind, ist der Zeitpunkt, zu dem der Zoll- 
antrag zur Abfertigung dieser Waren zum freien 
Verkehr durch die Zollbehörde angenommen 
wird. 

Werden jedoch nach dem im vorstehenden Ab- 
satz genannten Zeitpunkt bis zur Freigabe der 
Waren durch die Zollbehörde die Abgabensätze 
herabgesetzt, kann der Zollbeteiligte die Anwen- 
dung der für ihn günstigeren Sätze beantragen. 


Werden die betreffenden Waren nach ihrem Ver- 
bringen in den einführenden Mitgliedstaat zu 
einem Zollagerverfahren abgefertigt, bei dem für 
die Abgabenberechnung für die eingelagerten 
Waren je nachdem der Zeitpunkt der Abgabe des 
Zolltantrags zur Einlagerung oder der Zeitpunkt 
der Auslagerung in den zollamtlich nicht über- 
wachten freien Verkehr maßgebend sein kann, 
so gilt als maßgebender Zeitpunkt zur Bestim- 
mung der auf diese Waren gemäß der Artikel 3 
und 10 zu erhebenden Abgabe nur der Zeitpunkt 
der Auslagerung. 

2. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen zur Anpassung ihrer Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, damit diese Verord- 
nung am 1. Juni 1967 angewandt werden kann." 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1967 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


1. In seiner Entsdiließung vom 27. Oktober 1966 
über die finanzielle Verantwortung der Gemein- 
schaft für die landwirtsdiaftlidien Grunderzeug- 
nisse, die zu nicht unter Anhang II fallenden Wa- 
ren verarbeitet und nach dritten Ländern ausge- 
führt werden, kam der Rat überein, daß im Rah- 
men der einzelnen gemeinsamen Marktorganisa- 
tionen geeignete Bestimmungen erlassen werden, 
durch die sichergestellt wird, daß die landwirtschaft- 
lichen Grunderzeugnisse oder die diese Grunder- 
zeugnisse oder ihre Verarbeitungserzeugnisse er- 
setzenden landwirtschaftlichen Erzeugnisse den 
Verarbeitungsbetrieben auf der Grundlage der 
Weltmarktpreise zur Verfügung gestellt werden, 
sofern diese Erzeugnisse in Form von nicht unter 
Anhang II des Vertrages fallenden Waren, die in 
einer beigefügten Liste genannt sind, nach dritten 
Ländern ausgeführt werden. 

Diese Bestimmungen sollen am 1. Juli 1967 in Kraft 
treten. 

Nach Artikel 14 der Verordnung Nr. 160/66/EWG 
des Rats darf jedoch der Erstattungsbetrag, den ein 
Mitgliedstaat für Grunderzeugnisse oder diesen 
gleichgestellte Erzeugnisse bei der Ausfuhr der 
unter diese Verordnung fallenden Waren nach drit- 
ten Ländern gewährt, den beweglichen Teilbetrag 
nicht überschreiten, der bei der Einfuhr der gleichen 
Erzeugnisse aus dritten Ländern anwendbar ist und 
nach Artikel 2 Absatz (4) sowie Artikel 3 und 10 
der genannten Verordnung unter Zugrundelegung 
eines pauschalen Gehalts der Waren an Grunder- 
zeugnisseh festgelegt wird. 

Nachdem der Zeitpunkt für den Beginn der Anwen- 
dung der Verordnung Nr. 160/66/EWG durch Ver- 
ordnung Nr. 61/67/EWG des Rats auf den 1. Juni 
1967 verschoben wurde, liegt nur ein Monat zwi- 
schen der Inkraftsetzung dieser Verordnung und 
dem Beginn der Anwendung der Bestimmungen, 
die der Rat gemäß seiner Entschließung vom 27. Ok- 
tober 1966 bezüglich der Erstattungen zu erlassen 
hat. 

Es besteht somit die Gefahr, daß die Sonderbe- 
stimmung des Artikels 14 der Verordnung Nr. 
160/66/EWG nur einen Monat lang Anwendung 


findet. Dies wäre dann der Fall, wenn auf Grund 
der ab 1. Juli 1967 geltenden allgemeinen Bestim- 
mungen der Erstattungsbetrag nicht unter Zu- 
grundelegung eines Pauschalgehalts der ausgeführ- 
ten Waren, sondern ihres tatsächlichen Gehalts an 
Grunderzeugnissen festgelegt würde. 

Da nach der in einigen Mitgliedstaaten gelten- 
den Regelung die Erstattungen bereits unter Zu- 
grundelegung des tatsächlichen Gehalts der ausge- 
führten Waren an Grunderzeugnissen berechnet 
werden, würde die Anwendung der Bestimmungen 
von Artikel 14 der Verordnung Nr. 160/66/EWG 
im Juni diese Mitgliedstaaten zwingen, ihre Vor- 
schriften zu ändern, und könnte dadurch den Handel 
und die Ausfuhrströme stark beeinträchtigen. Es 
erscheint daher wünschenswert, die Anwendung 
dieses Artikels bis zu dem Zeitpunkt auszusetzen, 
an dem die Entschließung des Rats vom 27. Ok- 
tober 1966 ausgeführt werden soll, d. h. bis zum 

1. Juli 1967. 

2. Die in Artikel 3 und 10 der Verordnung Nr. 
160/66/EWG vorgesehenen beweglichen Teilbe- 
träge werden von der Kommission vierteljährlich 
festgesetzt und treten am 1. Januar, 1. April, 1. Juli 
und 1. Oktober eines jeden Jahres in Kraft. Die 
Höhe dieser Teilbeträge kann daher zu diesen je- 
weiligen Zeitpunkten in mitunter bedeutendem Um- 
fang schwanken. 

Die Erfüllung der Formalitäten bei der Verzollung 
der Waren kann einen Zeitraum von mehreren Ta- 
gen in Anspruch nehmen, währenddessen sich die 
beweglichen Teilbeträge ändern können. Es ist da- 
her festzulegen, welcher Zeitpunkt in derartigen 
Fällen bei der Bestimmung der zu erhebenden Ab- 
gabe in Betracht zu ziehen ist. Diese Angabe ist bei 
den Waren erforderlich, die unmittelbar bei Einfuhr 
in die Mitgliedstaaten zum freien Verkehr abge- 
fertigt werden. Sie ist ferner notwendig bei den 
Waren, die, bevor sie in den Verkehr gebracht wer- 
den, zu einem Zollagerverfahren abgefertigt wer- 
den, bei dem für die Abgabenberechnung für die 
eingelagerten Waren je nachdem« der Zeitpunkt der 
Abgabe des Zollantrags zur Einlagerung oder der 
Zeitpunkt der Auslagerung in den zollamtlich nicht 
überwachten freien Verkehr maßgebend sein kann. 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
zur Ergänzung der Verordnung Nr, 160/66/EWG 
vom 27. Oktober 1966 durch einen Artikel für den Erlaß 
besonderer Vorschriften für den Warenverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten und bestimmten Staaten, Ländern oder Gebieten 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCEIAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf die Artikel 14 Absatz 7, 28, 92 
bis 94, 111 folgende und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Verordnung Nr. 160/66/EWG des Rats 
vom 27. Oktober 1966 über die Einführung einer 
Handelsregelung für bestimmte landwirtschaftliche 
Verarbeitungserzeugnisse ist die Regelung fest- 
gelegt worden, die künftig für Waren im Sinne des 
Artikels 2 Absatz 1 der genannten Verordnung im 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten und dritten 
Ländern gilt. 

Die Mitgliedstaaten haben bisher bei der Einfuhr 
der betreffenden Waren aus bestimmten Staaten, 
Ländern oder Gebieten eine besondere Behandlung 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 195 
vom 28. Oktober 1966, S. 3361/66 


angewandt; die Beibehaltung einer besonderen Be- 
handlung, die mit den Zielen der Verordnung Nr. 
160/66/EWG vereinbart ist, zugunsten dieser Staa- 
ten, Länder oder Gebiete, kann den Erlaß zweck- 
dienlicher Bestimmungen durch den Rat erforder- 
lich machen; der Verordnung Nr. 160/66/EWG ist 
daher ein Artikel hinzuzufügen, der die Möglichkeit 
des Erlasses derartiger Bestimmungen vorsieht — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Einziger Artikel 

In der Verordnung Nr. 160/66/EWG des Rats vom 
27. Oktober 1966 wird ein Artikel 17 a mit folgen- 
dem Wortlaut eingefügt: 

„Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission 
einstimmig besondere Vorschriften für den zwischen 
den Mitgliedstaaten und bestimmten Staaten, Län- 
dern und Gebieten im Rahmen einer Sonderrege- 
lung abgewTckclten Handel mit den in Artikel 2 
Absatz 1 genannten Waren erlassen.'' 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


Mit der Verordnung Nr. 160/66/EWG des Rats vom 
27. Oktober 1966 ist die Regelung festgelegt wor- 
den, die künftig für Waren im Sinne des Artikels 2 
Absatz 1 der genannten Verordnung im Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten oder zwischen den 
Mitgliedstaaten und dritten Ländern gilt. 

Keinerlei besonderen Bestimmungen sind für die 
Einfuhr der betreffenden Waren in die Mitglied- 
staaten aus bestimmten Staaten, Ländern oder Ge- 
bieten vorgesehen, denen die Mitgliedstaaten ge- 
genwärtig unter gewissen Bedingungen im Einklang 
mit dem Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 
eine Zollpräferenzregelung einräumen. 

Hierzu gehören unter anderem: 

a) Griechenland, das mit der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft auf Grund des am 9. Juli 
1961 in Athen Unterzeichneten und am 1. No- 
vember 1962 in Kraft getretenen Abkommens 
assoziiert ist; 

b) die mit der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft auf Grund des am 20. Juli 1963 in Jaunde 
Unterzeichneten und am 1. Juni 1964 in Kraft 
getretenen Abkommens assoziierten afrikani- 
schen Staaten und Madagaskar; 

c) die auf Grund von Artikel 131 des Vertrags 
von Rom mit der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft assoziierten überseeischen Länder 
und Gebiete. 

Zu dieser Aufstellung sind noch die Türkei und Al- 
gerien hinzuzurechnen. Im Falle der Türkei er- 
strockt sich die Vorzugsbehandlung bisher jedoch 
auf keine der unter die Verordnung Nr. 160/66/EWG 
fallenden Waren. Im Falle Nigerias ist das Abkom- 
men über die Assoziation mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft noch nicht in Kraft getre- 
ten. 


Für die beiden letztgenannten Länder ist die Lage 
daher gänzlich anders als im Falle Griechenlands, 
der AASM und der ÜLG, für die bereits jetzt eine 
Vorzugsbehandlung gilt, die sich auf alle Waren 
im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 160/66/EWG erstreckt. 

Die Durchführung der genannten Verordnung macht 
es daher notwendig, daß eine Regelung für die Ein- 
fuhr der fraglichen Waren aus den betreffenden 
Staaten, Ländern und Gebieten festgelegt wird. 

Da das Hauptziel der Verordnung Nr. 160/66/EWG 
darin besteht, zwischen der Verarbeitungsindustrie 
der Mitgliedstaaten und der Veraribeitungsindustrie 
der anderen Länder durch Erhebung eines beweg- 
lichen Teilbetrags, der den Unterschied zwischen 
den Versorgungskosten decken soll, gleiche Bedin- 
gungen in der Versorgung mit Grunderzeugnissen 
zu gewährleisten, können für den Warenverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten und den betreffenden 
Staaten, Ländern oder Gebieten zusätzliche Bestim- 
mungen eingeführt werden, die die Beibehaltung 
einer gewissen Vorzugsbehandlung erlauben, ohne 
die Verwirklichung dieses Zieles zu gefährden. Es 
ist jedoch damit zu rechnen, daß zumindest in be- 
stimmten Fällen dem Erlaß solcher Bestimmungen 
Verhandlungen mit dem betreffenden Land voran- 
gehen müssen. 

Es ist wichtig, daß eine Regelung festgelegt wird, 
die vom Beginn der Anwendung der Verordnung 
Nr. 160/66/EWG an bei der Einfuhr der betreffen- 
den Waren aus den genannten Staaten, Ländern 
oder Gebieten anzuwenden ist. Mit dem vorge- 
schlagenen Artikel 17 a), der in die genannte Ver- 
ordnung aufzunehmen ist, werden die Vorausset- 
zungen geschaffen, damit der Rat auf Vorschlag 
der Kommission die von ihm für erforderlich erach- 
teten Maßnahmen treffen kann, bis gegebenenfalls 
eine auf die einzelnen Verhältnisse zugeschnittene 
endgültige Regelung Anwendung findet. 


6 



